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oder Maßnahme sowie über die Beteiligung und Unter­
richtung der Öffentlichkeit.

(6) Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens und die 
darin eingeschlossene Ermittlung, Beschreibung und Bewer­
tung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt ist 
von den in § 4 Abs. 5 genannten Stellen bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen, die den im Raumordnungsver­
fahren beurteilten Gegenstand betreffen, sowie bei Genehmi­
gungen, Planfeststellungen oder sonstigen behördlichen Ent­
scheidungen über die Zulässigkeit des Vorhabens nach 
Maßgabe der dafür geltenden Vorschriften zu berücksichtigen. 
Von den für die Prüfung der Umweltverträglichkeit vorge­
schriebenen Anforderungen kann im nachfolgenden Zu­
lassungsverfahren insoweit abgesehen werden, als diese 
Verfahrensschritte bereits im Raumordnungsverfahren erfolgt 
sind. Die Anhörung der Öffentlichkeit und die Bewertung der 
Umweltauswirkungen können auf zusätzliche oder andere 
erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden, sofern 
die Öffentlichkeit im Raumordnungsverfahren dadurch ein­
bezogen wurde, daß
1. das Vorhaben öffentlich bekanntgemacht wird,
2. die für die Prüfung der Umweltverträglichkeit erforder­

lichen Unterlagen während eines angemessenen Zeit­
raumes eingesehen werden können,

3. Gelegenheit zur Äußerung gegeben wird,
4. die Öffentlichkeit über die Entscheidung unterrichtet 

wird.
Die Pflicht, Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
gemäß § 5 Abs. 4 zu beachten, bleibt unberührt. Das Ergebnis 
des Raumordnungsverfahrens ist insbesondere aus den 
Grundsätzen und Zielen der Raumordnung und Landespla­
nung herzuleiten. Für Verfahren der Bauleitplanung ist das 

.Ergebnis des Raumordnungsverfahrens in die Abwägung 
nach § 1 Abs. 5 und 6 des Baugesetzbuchs mit einzubeziehen; 
die Anpassung der Bauleitplanung richtet sich allein nach § 1 
Abs. 4 des Baugesetzbuchs.

(7) Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens hat gegen­
über dem Träger des Vorhabens und gegenüber einzelnen 
keine unmittelbare Rechtswirkung. Es ersetzt nicht die 
Genehmigungen, Planfeststellungen oder sonstigen behörd­
lichen Entscheidungen nach anderen Rechtsvorschriften. Das 
Berücksichtigungsgebot nach Absatz 6 bleibt unberührt.

(8) Für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg gilt die 
Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 nicht. Schaffen diese 
Länder Rechtsgrundlagen für Raumordnungsverfahren, 
finden die Absätze 1 bis 7 Anwendung.

§7
Untersagung raumordnungswidriger Planungen 

und Maßnahmen
(1) Ist die Aufstellung Änderung, Ergänzung oder Auf­

hebung von Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
eingeleitet, so kann die für die Raumordnung zuständige 
Landesbehörde raumbedeutsame Planungen und Maßnah­
men, die Behörden oder sonstige Stellen im Sinne des § 4 
Abs. 5 beabsichtigen, für eine bestimmte Zeit untersagen, 
wenn zu befürchten ist, daß die Durchführung der Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung unmöglich gemacht oder 
wesentlich erschwert wird. Dies gilt nur für solche Planungen 
und Maßnahmen, die von der Rechtswirkung der Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung nach § 5 erfaßt würden.

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Unter­
sagung haben keine aufschiebende Wirkung.

(3) Das Nähere, auch die Entschädigung für die Folgen 
einer Untersagung, regeln die Länder; die Höchstdauer der 
Untersagung darf zwei Jahre nicht überschreiten.

§8
Gemeinsame Beratung

(1) Grundsätzliche Fragen der Raumordnung und Landes­
planung und Zweifelsfragen sollen von der Bundesregierung

und den Landesregierungen gemeinsam beraten werden. 
Hierzu gehören insbesondere:

1. die Merkmale für die Bestimmung der Gebiete nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4 und 5 Satz 2 sowie die Abgrenzung dieser 
Gebiete nach § 5 Abs. 1 Satz 3,

2. Zweifelsfragen bei der Anwendung der Grundsätze nach 
§ 2 bei wesentlichen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes und der Länder,

3. Zweifelsfragen bei der Abstimmung von raumbedeut­
samen Planungen und Maßnahmen (§ 4 Abs. 5) und über 
die Berechtigung des Widerspruchs einer Behörde des 
Bundes oder eines bundesunmittelbaren Planungsträgers 
gegen Programme oder Pläne der Raumordnung und 
Landesplanung in den Ländern (§ 6),

4. Zweifelsfragen über die Folgen der Verwirklichung der 
Grundsätze in benachbarten Bundesländern und im 
Bundesgebiet in seiner Gesamtheit (§ 4 Abs. 4).

(2) Eine gemeinsame Beratung nach Absatz 1 oder deren 
Möglichkeit steht der Einleitung und Durchführung gesetzlich 
geregelter Verfahren nicht entgegen. Soll die Berechtigung 
eines Widerspruchs nach § 6 beraten werden und hat das 
Land oder die Gemeinde eine andere Fläche für das Vor­
haben bezeichnet, so darf mit der Verwirklichung erst 
begonnen werden, wenn die Beratung stattgefunden hat; 
nach Ablauf von 3 Monaten seit Erhebung des Widerspruchs 
steht die Möglichkeit einer Beratung der Verwirklichung des 
Vorhabens nicht entgegen.

§9
Beirat für Raumordnung

(1) Bei dem für die Raumordnung zuständigen Bundes­
minister ist ein Beirat zu bilden. Er hat die Aufgabe, den 
Bundesminister in Grundsatzfragen der Raumordnung zu 
beraten.

(2) Der Bundesminister beruft im Benehmen mit den zu­
ständigen Spitzenverbänden in den Beirat neben Vertretern 
der kommunalen Selbstverwaltung Sachverständige insbe­
sondere aus den Bereichen der Wissenschaft, der Landes­
planung, des Städtebaues, der Wirtschaft, der Landwirtschaft, 
der Forstwirtschaft, des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege, der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und des Sports.

§ 10
Mitteilungs- und Auskunftspflicht

(1) Die Behörden des Bundes, die bundesunmittelbaren 
Planungsträger und die bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sind ver­
pflichtet, der Bundesregierung die erforderlichen Auskünfte 
zu geben. Der’ für die Raumordnung zuständige Bundes­
minister unterrichtet die für die Raumordnung zuständigen 
obersten Landesbehörden über Vorhaben des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Planungsträger von wesentlicher Be­
deutung. Die Unterrichtungspflicht gilt nicht, soweit andere 
bundesgesetzliche Vorschriften bereits eine Unterrichtung der 
für die Raumordnung zuständigen obersten Landesbehörden 
vorsehen.

(2) Die für die Raumordnung zuständigen obersten Landes­
behörden informieren den für die Raumordnung zuständigen 
Bundesminister über
1. die in ihren Ländern aufzustellenden und auf gestellten 

Programme und Pläne,
2. die beabsichtigten oder getroffenen sonstigen landes­

planerischen Maßnahmen und Entscheidungen von 
wesentlicher Bedeutung.

(3) Die Länder regeln Inhalt und Umfang der Mitteilungs­
und Auskunftspflicht über beabsichtigte Planungen und 
Maßnahmen, soweit diese für die Landesplanung Bedeutung 
haben oder erlangen können. Dies gilt unbeschadet ander­
weitiger bundesgesetzlicher Regelungen nicht für die in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Vorhaben.


